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China bietet „Hilfe“ an

Beim Besuch des Minderhei-
tenführers im US-Senat, Hugh
Scott, in Peking im Juli 1976
wurde deutlich, wie sehr sich die
Situation verschlechtert hatte. In
ungewöhnlich scharfer, teils süf-
fisanter Form formulierte dort
der Vize-Premierminister Zhang
Chungiao Chinas Position mit
Blick auf Taiwan:

„Unser Standpunkt zu Taiwan
ist glasklar. Seit es dieses Problem
gibt, hat es sich wie eine Schlinge
um den Hals der Vereinigten
Staaten gelegt. Es liegt im Interes-
se des amerikanischen Volkes,
diese Schlinge loszuwerden.
Wenn Sie es nicht tun, dann wird
die Volksbefreiungsarmee sie ab-
schneiden. Das wird gut für das
amerikanische und für das chine-
sische Volk sein. In unserer Groß-
zügigkeit sind wir bereit, den Ver-
einigten Staaten zu helfen, dieses
Problem mit unseren Bajonetten
zu lösen. Das klingt vielleicht
nicht sehr angenehm, aber so ist
die Lage.“

Die diplomatische
Anerkennung Chinas

Den nächsten, entscheiden-
den Schritt machte US-Präsident
Jimmy Carter: die diplomatische
Anerkennung der Volksrepublik
China zum 1. Januar 1979. Das
war im Interesse beider Staaten:
Deng wollte ein starkes, großes
China; dafür brauchte er die
USA.Das Ansehen der USA wür-
de durch die neue Chinapolitik
in ganz Südostasien erheblich
verbessert; darüber hinaus lock-
te für viele Unternehmen in Chi-
na ein unerschöpflicher Markt.

In den vorbereitenden Ge-
sprächen ging es zwar primär um
Taiwan, ein Thema wurde dabei
aber nicht ausdiskutiert: Waffen-
lieferungen an Taiwan. Im Mai
1978 war Carters Nationaler Si-
cherheitsberater, Brzezinski, in
Peking. In seinem Bericht für
Carter hieß es:

„Am Ende haben wir die Wahl:
Entweder wir liefern weiter Waf-
fen, ohne dass die Chinesen öf-
fentlich erklären, bei der Wieder-
vereinigung auf Gewalt zu ver-
zichten, oder aber die Chinesen
erklären das öffentlich, dann gibt
es keine Waffenlieferungen mehr.“
Letztere Erklärung, so der China-
experte Michel Oksenberg vom
Nationalen Sicherheitsrat, „be-
trifft Chinas Souveränität und
wird es aus innenpolitischen
Gründen nicht geben.“

Nach Meinung von Leonard
Woodcock, Teilnehmer der Ge-
spräche und dann erster US-Bot-
schafter in Peking, hatteDeng al-
lerdings die Lösung genannt. Zu-

mindest hatte er es so verstan-
den: „Die Chinesen akzeptieren,
dass umfassende Wirtschaftsbe-
ziehungen mit Taiwan auch Waf-
fenlieferungen beinhalten. Das
kann natürlich nicht öffentlich
gesagt werden.“

Am Abend des 15. Dezember
1978 präsentierte Carter der
überraschten amerikanischen
Öffentlichkeit vor laufenden Ka-
meras der drei großen Fernseh-
anstalten das Ergebnis der Ver-
handlungen: Aufnahme diplo-
matischer Beziehungen zwi-
schen den USA und der Volksre-
publik China am 1. Januar 1979.
Die USA erkannten gleichzeitig
die chinesische Position an,
„dass es nur ein China gibt und
dass Taiwan ein Teil Chinas ist“.

In einer ergänzenden Erklä-
rung hieß es, die USAwürden die
diplomatischen Beziehungen zu
Taiwan beenden, das Verteidi-
gungsabkommenmit Taiwan aus
dem Jahre 1954 kündigen und
das verbleibende militärische
Personal innerhalb von vier Mo-
naten von der Insel abziehen.

Die Erklärungwurde in Peking
als „historisches Ereignis“ gewer-
tet. Für viele Chinesen schien die
„Heimführung“ der abtrünnigen
Provinz unmittelbar bevorzuste-
hen. So feierte „Radio Schang-
hai“ das Ereignis entsprechend
mit John Denvers Take Me Ho-
me, Country Roads.

In Taipeh gab es dagegen
nichts zu feiern. Um 2 Uhr mor-
gens, nur wenige Stunden vor
der Veröffentlichung, hatten US-
Vertreter Taiwans Regierungs-
chef Chiang Ching-kuo (der die
Position seines Vaters übernom-
men hatte) wecken lassen, und
ihmmitgeteilt, dass die USA ihre
Verbindungen mit Taiwan kap-
pen würden. Chiang war in Trä-
nen ausgebrochen.

Der Taiwan Relations Act

Der Kongress, der von Carter
über die vorbereitenden ameri-
kanisch-chinesischen Gesprä-
che weder informiert, geschwei-
ge denn konsultiert worden war,
war mit dessen Vorgehen nicht
einverstanden, reagierte jetzt
und legte einen eigenen Gesetz-
entwurf vor, den sogenannten
Taiwan Relations Act (TRA), der
am 28. März 1979 im Repräsen-
tantenhaus mit 339 zu 50 und im
Senat am nächsten Tag mit 85 zu
4 Stimmen akzeptiert wurde.Das
war so eine große Mehrheit (ve-
to-proof), dass auch ein Veto des
Präsidenten das Inkrafttreten
nicht hätte verhindern können.
Das Gesetz war eine Niederlage
für Carter, der es nur widerwillig
am 10. April unterschrieb.

Im TRA ging (und geht) es pri-
mär um die Sicherheit Taiwans.
Die USA sicherten Taiwan die
Lieferung von defensivenWaffen
zu. Jeder Versuch, so hieß es wei-
ter, die Zukunft Taiwans mit an-
deren als friedlichen Mitteln zu
verändern, würde demnach als

eine Bedrohung des Friedens im
Pazifik und als „schwerwiegende
Sorge für die USA“ betrachtet.

Der Taiwan Relations Act war
die Grundlage für de facto diplo-
matische Beziehungen mit Tai-
wan, das von Washington weiter
als Völkerrechtssubjekt behan-
delt wurde.Das bereits am 16. Ja-
nuar 1979 gemäß den Gesetzten
desDistrict of Columbia gegrün-
dete American Institute of Tai-
wan (AIT) in Taipeh war die de
facto Botschaft, mit einemDirek-
tor im Rang eines Botschafters.
Sämtliche wirtschaftlichen, kul-
turellen, politischen und konsu-
larischen Angelegenheiten liefen
über dieses Institut. Am Eingang
prangte das Siegel des Depart-
ment of State, die amerikani-
schen Mitarbeiter waren freige-
stellte Mitarbeiter des Ministeri-
ums.Die Immobilien der Repub-
lic of China inWashington – etwa
das Botschaftsgebäude – wurden
dem AIT übertragen und so vor
dem Zugriff der Volksrepublik
gesichert. Die meldete entspre-
chende Ansprüche an.

Mit dem Taiwan Relations Act
beendete der Kongress die Unsi-
cherheit im Hinblick auf die Zu-
kunft Taiwans, die mit Kissin-
ger/Nixon 1971/72 begonnen
hatte. Die Botschaft in Richtung
Peking und Taipeh war eindeu-
tig: Die USA werden Taiwan
nicht fallen lassen und weiter für
den Schutz der Insel sorgen; die
Botschaft für die Verbündeten in
der Region lautete: Die USA sind
ein verlässlicher Partner. Wie ge-
nau die USA im Falle einer ge-
waltsamen Wiedervereinigung
reagieren würden, wurde be-
wusst nicht gesagt und blieb of-
fen für Spekulationen. Das war
diebekannte strategic ambiguity,
die „strategische Zweideutigkeit“.

Peking protestierte, nannte
das Gesetz „unannehmbar“ und
„Einmischung in innerchinesi-
sche Angelegenheiten“. Das half
allerdings nichts.

Reagan und das
„August-Kommuniqué“

Drei Jahre später, am 17. Au-
gust 1982, wurde unter Präsident
Reagan ein Kompromisspapier
unterschrieben, das sogenannte
„August Kommuniqué“:

Washington erklärte, weiter
Waffen anTaiwan zu liefern, aber
auf dem gleichen Niveau wie seit
Aufnahme der diplomatischen
Beziehungen, und sagte zu, diese
Waffenlieferungen schrittweise
zu beenden – allerdings ohne
Datum, wobei Reagan intern
feststellte, die USA würden Waf-
fen an Taiwan in dem Umfang
verkaufen, dass das militärische
Gleichgewicht zwischen der In-
sel und China erhalten bleibe.

Mit Blick auf China verlief die
zweite Amtszeit Reagans ohne
Probleme. Es war die „goldene
Ära in den chinesisch-amerikani-
schen Beziehungen“, wie die US-
Historikerin Nancy Tucker diese

Jahre genannt hat. Auch Taiwan
schien kein Problem mehr zu
sein. Zumindest reagierte Peking
nicht.

Auch nicht auf die jährliche
Lieferung von Waffen in Höhe
von ca. 500 Millionen US-Dollar.
Auch nicht auf die als normale
Waren deklarierte Materialien,
mit denen Taiwan am Ende
mehrere hundert Jets selbst bau-
te. Es gab auch sonst keine Kritik
mehr, etwa bei gegenseitigen
Parlamentsbesuchen. Das ging
soweit, dass im Januar 1984 Kon-
gressabgeordnete, die Taiwan
besucht hatten, nach Pekingwei-
terreisten und dort von hochran-
gigen Kommunisten begrüßt
wurden.

Die Antwort auf das warum ist
einfach: China wollte stark und
mächtig werden und brauchte
dafür die USA.

George H.W. Bush
und 150 F-16

Seit Ende der 1980er Jahre gab
es Demonstrationen in China,
gegen Korruption und für De-
mokratie etc. mit dem Höhe-
punkt im Sommer 1989 auf dem
Tiananmen-Platz. Obwohl es im
Juni 1989 dort zu dem berüchtig-
ten Massaker gegen die De-
monstranten kam, ging es Bush
primär um die Aufrechterhal-
tung der guten Beziehungen mit
Peking.

Seit seiner Tätigkeit als Leiter
des Verbindungsbüros in Peking
war und blieb Bush auf China fo-
kussiert, Taiwan interessierte ihn
nicht wirklich, obwohl in Taiwan
genau das geschah, was viele in

Amerika von China erwarteten
und erhofften, aber nicht erfolg-
te: eine wirksame Entwicklung
hin zur Demokratie. Als Peking
imMai 1989 das Kriegsrecht aus-
rief, war es in Taiwan schon auf-
gehoben, ein Mehrparteiensys-
tem eingeführt, freie Wahlen,
Versammlungs- und Rede- und
Pressefreiheit gewährt und Wirt-
schaftsreformen durchgeführt
worden. Damals wurde der
Grundstein für jenes fortschrittli-
che, demokratische und wirt-
schaftlich erfolgreiche Taiwan
gelegt, so wie wir es seit einigen
Jahren kennen.

Um so bemerkenswerter war
dann eine Entscheidung im
Sommer 1992. Bush war im
Wahlkampf massiv unter Druck
geraten. Sein Ruhm als Hussein-
Bezwinger war längst verblichen,
aktuell war die Wirtschaft einge-
brochen, waren Arbeitslosigkeit
und Inflation gestiegen. In den
Umfragen lag er weit hinter sei-
nem demokratischen Herausfor-
derer Bill Clinton zurück. Als
dann General Dynamics in Fort
Worth, wo die F-16 produziert
wurde, die Entlassung von 6.000
Mitarbeitern ankündigte, stimm-
te Bush dem Verkauf von 150 F-
16, dem modernsten Kampfflug-
zeug der Welt, an Taiwan zu.Das
war eine reine wahltaktische
Maßnahme: Bei den Wahlen
durfte Texas nicht verlorenge-
hen.

Die F-16 Entscheidung erregte
zwar Dengs Zorn, sein Protest
hielt sich aber in Grenzen. Man
wollte die Wiederwahl von Bush
nicht gefährden, denn am Hori-
zont drohte ein möglicher neuer

Präsident, der Bush als „Schoß-
hund“ der Chinesen verächtlich
machte und kritische Töne in
Richtung China äußerte. Als Prä-
sident werde er ein Land führen,
so Bill Clinton, „das keine Dikta-
toren von Bagdad bis Peking ver-
hätschelt“ und jene zur Rechen-
schaft ziehen, die für das Tianan-
men-Massaker verantwortlich
gewesen seien. ©
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